
Rechtsprechung 

Pressemitteilung BVerwG vom 17.03.2021 
MPU auch nach einmaliger Trunkenheitsfahrt mit hoher 
Blutalkoholkonzentration und fehlenden Ausfallerschei­
nungen 
BVerwG, Urt. v. 17.03.2021 - 3 C 3.20 
Zur Klärung von Zweifeln an der Fahreignung ist auch dann 
ein medizinisch-psychologisches Gutachten beizubringen, 
wenn der Betroffene bei einer einmaligen Trunkenheits­
fahrt mit einem Kraftfahrzeug zwar eine Blutalkoholkon­
zentration (BÄK) von weniger als 1,6 %o aufwies, bei ihm 
aber trotz einer Blutalkoholkonzentration von 1,1 %o oder 
mehr keine alkoholbedingten Ausfallerscheinungen festge­
stellt wurden. In einem solchen Fall begründen, wie § 13 
Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) 2. Alt. der Fahrerlaubnis-Verord­
nung (FeV) voraussetzt, sonst Tatsachen die Annahme von 
(künftigem) Alkoholmissbrauch. Die dadurch hervorge-
rtifenen Zweifel an der Fahreignung hat die Fahrerlaub­
nisbehörde nach dieser Vorschrift durch die Anforderung 
eines medizinisch-psychologischen Gutachtens zu klären. 
Das hat das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig heute 
entschieden. 

Der Kläger begehrt die Neuerteilung einer Fahrerlaubnis. 
Nach einer Trunkenheitsfahrt, bei der die Blutprobe eine 
Blutalkoholkonzentration von 1,3 %o ergeben hatte, ver­
urteilte ihn das Strafgericht wegen fahrlässiger Trunkenheit 
im Verkehr (§ 316 Abs. 1 und 2 StGB) und entzog ihm die 
Fahrerlaubnis. Als der Kläger bei der beklagten Stadt Kassel 
die Neuerteilung der Fahrerlaubnis beantragte, forderte sie 
ihn gestützt auf § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) FeV auf, ein 
medizinisch-psychologisches Gutachten zur Klärung der 
Frage beizubringen, ob er trotz der Hinweise auf Alkohol­
missbrauch ein Fahrzetig sicher führen könne und nicht zu 
erwarten sei, dass er ein Kraftfahrzeug unter einem die Fahr­
sicherheit beeinträchtigenden Alkoholeinfluss führen werde. 
Weil der Kläger ein solches Gutachten nicht vorlegte, lehnte 
die Beklagte seinen Neuerteilungsantrag gestützt auf § 11 
Abs. 8 Satz 1 FeV ab. 

Die hiergegen gerichtete Klage hat das Verwaltungsgericht 
Kassel abgewiesen. Auf die Berufung des Klägers hat der 
Hessische Verwaltungsgerichtshof das Urteil geändert und 
die Beklagte verpflichtet, die beantragte Fahrerlaubnis ohne 
vorherige Beibringung eines medizinisch-psychologischen 
Fahreignungsgutachtens zu erteilen. Entgegen der Auffas­
sung der Beklagten und des Verwaltungsgerichts genüge 
bei der dem Kläger vorzuhaltenden einmaligen Trunken­
heitsfahrt mit einer Blutalkoholkonzentration von 1,3 %o 
allein das Fehlen von Ausfallerscheinungen nicht, um als 
sonstige Tatsache i.S.v. § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) 2. Alt. 
FeV die Anfordertmg eines medizinisch-psychologischen 
Gutachtens zu rechtfertigen. Der Verordnungsgeber habe 
den Aspekt des mangelnden Wirkungsempfindens auf­
grund bestehender Giftfestigkeit bereits bei der Festlegung 
des Grenzwertes von 1,6 %o in § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, c) 
FeV berücksichtigt. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat das Berufungsurteil ge­
ändert und die Berufung des Klägers gegen die erstinstanzli-
che Entscheidung zurückgewiesen. Gem. § 11 Abs. 8 Satz 1 
FeV durfte die Beklagte auf die Nichteignung des Klägers 

schließen, da er ihr kein positives medizinisch-psychologi­
schen Gutachten vorgelegt hatte. Sie hatte von ihm auf der 
Grundlage von § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) 2. Alt. FeV zu 
Recht die Beibringung eines solchen Gutachtens gefordert. 
Nach dieser Regelung ordnet die Fahrerlaubnisbehörde zur 
Vorbereitung von Entscheidungen über die Erteilung einer 
Fahrerlaubnis an, dass ein medizinisch-psychologisches 
Gutachten beizubringen ist, wenn sonst Tatsachen die An­
nahme von Alkoholmissbrauch begründen. Alkoholmiss­
brauch im fahrerlaubnisrechtlichen Sinne liegt vor, wenn 
das Führen von Fahrzeugen und ein die Fahrsicherheit be­
einträchtigender Alkoholkonstim nicht hinreichend sicher 
getrennt werden können. Entgegen der Annahme des Be­
rufungsgerichts steht § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, c) FeV der 
Anwendung der von der Beklagten herangezogenen Rege­
lung nicht entgegen. Aus dem Wortlaut, der Systematik und 
der Entstehungsgeschichte von § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) 
und c) FeV lässt sich nicht entnehmen, dass dem Buchsta­
ben c eine »Sperrwirkung« in dem Sinne zukommt, dass bei 
einer einmaligen Trunkenheitsfahrt mit einer Blutalkohol­
konzentration unter 1,6 %o und Anhaltspunkten für eine 
überdurchschnittliche Alkoholgewöhnung ein Rückgriff 
auf § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, a) 2. Ak. FeV ausscheidet. 
Bei Personen, die aufgrund ihres Trinkverhaltens eine hohe 
Alkoholgewöhnung erreicht haben, besteht eine erhöhte 
Rückfallgefahr. Die Giftfestigkeit führt u.a. dazu, dass der 
Betroffene die Auswirkungen seines Alkoholkonsums auf 
die Fahrsicherheit nicht mehr realistisch einschätzen kann. 
Deshalb liegt in dem Umstand, dass der Betroffene trotz 
eines bei seiner Trunkenheitsfahrt mit einem Kraftfahrzeug 
festgestellten hohen Blutalkoholpegels keine alkoholbeding­
ten Ausfallerscheinungen aufwies, eine aussagekräftige Zu­
satztatsache i.S.v. § 13 Satz 1 Nr. 2 Buchst, c) 2. Alt. FeV. 
Dieser zusätzliche tatsächliche Umstand rechtfertigt auch 
mit Blick auf den Buchstaben c, der demgegenüber allein 
das Erreichen von 1,6 %o genügen lässt, die Anforderung 
eines medizinisch-psychologischen Gutachtens. Nach dem 
aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisstand kann von 
einer außergewöhnlichen AJkoholgewöhnung ausgegangen 
werden, wenn der Betroffene bei seiner Trunkenheitsfahrt 
eine Blutalkoholkonzentration von 1,1 %o oder mehr auf­
wies. Außerdem muss festgestellt und dokumentiert wor­
den sein, dass er dennoch keine alkoholbedingten Ausfall­
erscheinungen zeigte. Diese Voraussetzungen waren im Falle 
des Klägers erfüllt. 

Fußnote: 

Aus der Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

§ 11 Abs. 8 Satz 1 FeV: Weigert sich der Betroffene, sich 
untersuchen zu lassen, oder bringt er der Fahrerlaubnisbe­
hörde das von ihr geforderte Gutachten nicht fristgerecht bei, 
darf sie bei ihrer Entscheidting auf die Nichteignung des Be­
troffenen schließen. 

§ 13 Satz 1 FeV: Zur Vorbereitung von Entscheidungen über 
die Erteilung oder Verlängerung der Fahrerlaubnis oder über 
die Anordnung von Beschränkungen oder Auflagen ordnet 
die Fahrerlaubnisbehörde an, dass... 
1. ein ärztliches Gutachten ( § 1 1 Abs. 2 Satz 3) beizubringen 

ist, wenn . . . 
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2. ein medizinisch-psychologisches Gutachten beizubringen 
ist, wenn 
a) . . . sonst Tatsachen die Annahme von Alkoholmiss­

brauch begründen, 
b) wiederholt Zuwiderhandlungen im Straßenverkehr 

unter Alkoholeinfluss im Straßenverkehr begangen wur­
den, 

c) ein Fahrzeug im Straßenverkehr mit einer Blutalkohol­
konzentration von 1,6 %o oder mehr . . . . geführt wur­
de, . . . 

Vorinstanzen: 

V G H Kassel, 2 A 641/19 - Urt. v 22.10.2019 

V G Kassel, 2 K 1637/18.KS - Urt. v 12.11.2018 

Anmerkung: 
Die Entscheidung des BVerwG ist aus polizeilicher Sicht in 
Richtung einer notwendigen Verknüpfung zwischen den bei­
den Tätigkeitsfeldern Verkehrsstrafrecht und Fahreignungs-
recht interessant. 

Der Grenzwert für eine verpflichtende medizinisch-psycho­
logische Untersuchung (MPU) bleibt so lange bei 1,6 %o 
Blutalkoholkonzentration (BÄK), bis der Verordnungsge­
ber (BMVI plus die im Bundesrat vertretenen Bundeslän­
der) die Vorschrift des § 13 Nr. 2c der Fahrerlaubnis-Ver­
ordnung (FeV) ändert. Verkehrsmediziner und Verkehrs­
psychologen empfehlen die Absenkung des genannten 
Grenzwertes übrigens schon seit vielen Jahren, weil man 
bei Erreichen eines Wertes von 1,1 %o BÄK schon ziemlich 
trinkgewohnt ist und Eignungszweifel allein schon dadurch 
bestehen, dass die betreffende Person bei ihrem durch den 
für eine absolute Fahrunsicherheit ausreichenden Promille­
wert bewiesenen überdurchschnittlichen Alkoholkonsum 
offensichtlich nicht zwischen Trinken und Fahren tren­
nen kann. In der aktuellen Entscheidung des BVerwG 
geht es jedoch um die Vorschrift des wie § 13 Satz 1 Nr. 2 
Buchst, a) 2. Alt. FeV. 

Was die aktuelle Entscheidung des BVerwG allerdings für die 
Polizei so interessant macht, ist der folgende Fakt. 

Voraussetzung für die Anordnung einer MPU durch die Fahr­
erlaubnisbehörde (FEB) ist, dass die Polizeibeamten, die eine 
betreffende Anhaltekontrolle bei einem Trunkenheitsfahrer 

durchzuführen hatten, zukünftig verstärkt darauf achten 
und dies auch schriftlich dokumentieren, dass diese Kraft-
fahrzeugführer bei BAK-Werten von 1,1 bis 1,59 %o gerade 
keine Beweisanzeichen für Trunkenheit, die sogenannten 
»Ausfallerscheinungen«, zeigen, sondern sich so unauffällig 
wie nüchterne Fahrer verhalten. Insoweit ist der berühmte 
»Torkelbogen«, der ursprünglich nur für die relative Fahrun­
sicherheit in der Tatalternative »andere berauschende Mittel« 
entwickelt worden ist, aber auch für die Tatalternative Alkohol 
von 0,3 %o BÄK bis 1,09 %o BÄK genutzt wurde, zukünftig 
auch bei den genannten höheren Promillewerten vorsorglich 
auszufüllen und der Strafanzeige beizufügen. Dabei liegt es 
auf der Fland, dass zum Zeitpunkt der Feststellung der Tat 
das Blutanalyseergebnis noch nicht vorhanden ist, sodass 
auch bei den nicht beweissicher gepusteten und umgerech­
neten Werten knapp über 1,6 %o BÄK der Torkelbogen zur 
Sicherheit ausgefüllt werden sollte, damit diese Erinnerungen 
der Polizeibeamten schriftlich dokumentiert sind und nicht in 
Vergessenheit geraten. 

Dabei besitzen die polizeilichen Beobachtungen des Tatver­
dächtigen aufgrund ihrer zeitlichen Nähe zur Trunkenheits­
fahrt in der Regel sogar noch eine höhere Beweisbedeutung 
als die zumeist zeitlich deutlich später erfolgenden Beobach­
tungen des Arztes, der die Blutentnahme durchführt und sein 
ärztliches Blutentnahmeprotokoll inkl. der durchgeführten 
neurologischen Standardtests ausfüllt. 

Zudem ist allen Polizeibeamten anzuraten, diese Beobach­
tungen als Mitteilungen parallel zur Strafanzeige gem. § 2 
Abs. 12 StVG zusammen mit dem Duplikat des Blutanalyse­
ergebnisses und dem Blutentnahmeprotokoll des Arztes an 
die örtlich für den Wohnsitz des betreffenden Fahrers zustän­
dige F E B zu übersenden.^ Denn nur die FEB darf eine MPU 
anordnen. 

Prof. Dr. jur. Dieter Müller, Bad Dürrenberg 

1 Grundlegend zur Pflichtmitteilung gem. § 2 Abs. 12 StVG an die F E B siehe 
Müller, Dieter, Inhalte und Grenzen polizeilicher Mitteilungspflichten an 
Fahrerlaubnisbehörden, in: S V R 2007, S. 241 fF. unAders., Fahreignimg-
Praxisleitfaden für Polizeibeamte, Boorberg Verlag Stuttgart, 2013, S. 89 S. 
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